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Weißbuch der Europäischen Kommission

Am 16. Februar 2012 hat die Europäische Kommission ihr Weiß-
buch „Eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige 
Pensionen und Renten” veröffentlicht. Sie legt darin dar, was 
die EU und die Mitgliedsstaaten tun können, um die finanziellen 
Herausforderungen für die Ruhestandssysteme zu bewältigen. 
Im Weißbuch sind Rahmenbedingungen für eine lebenslange 
hohe Erwerbsbeteiligung skizziert und eine Reihe von Initiativen 
für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Lebensarbeitszeit 
und Ruhestand aufgelistet.

Ruhestandsalter an steigende Lebenserwartung koppeln
Die Kommission schlägt eine „Koppelung” des Ruhestandsalters 
an die steigende Lebenserwartung der Bürger vor. Dies könnte 
aus Sicht der Kommission helfen, ein ausgewogenes Verhältnis 
von Berufsjahren zu Ruhestandsjahren zu erreichen, was für die 
langfristige Finanzierbarkeit der Renten von zentraler Bedeutung 
sei. Durch die Anhebung des Ruhestandsalters entsprechend der 
zukünftig höheren Lebenserwartung seien Budgeteinsparungen 
erreichbar, die mehr als die Hälfte des vorhergesagten Anstiegs 
der Rentenausgaben in den nächsten 50 Jahren betragen.

Diese „Koppelung” wird politisch kontrovers diskutiert. Die Anhe-
bung des Renteneintrittsalters in den Mitgliedsstaaten wäre dann 
nicht mehr das Ergebnis eines konkreten, ggf. zu wiederholenden 
politischen Willensbildungsprozesses, sondern würde wie ein 
Automatismus funktionieren. Den Besonderheiten der Altersver-
sorgung und der demografischen Entwicklung der Mitgliedsstaa-
ten würde nicht mehr Rechnung getragen werden.

Gerade in Deutschland sind jedoch in den letzten Jahren bereits 
eine Reihe von Maßnahmen eingeführt worden, die die demografi-
schen Veränderungen berücksichtigen.

Eine längere Lebensarbeitszeit fördern
Mit dem Auslaufen vorzeitiger Ruhestandssysteme und der Anhe-
bung des Renteneintrittsalters sind aus Sicht der Kommission 
Begleitmaßnahmen in den Bereichen Gesundheit, Arbeitsplatzge-
staltung und Beschäftigung notwendig geworden. Investitionen in 
Gesundheitsvorsorge, Förderung gesunden und aktiven Alterns 
und „kostengünstigere Gesundheitssysteme” seien wichtig, um die 
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Arbeitskräfte gesund und produktiv zu erhalten sowie die Anzahl 
derjenigen zu erhöhen, die länger im Berufsleben bleiben können.

Weißbuch der EU
Die von der Europäischen 
Kommission veröffentlich-
ten Weißbücher enthalten 
konkrete Vorschläge für 
ein gemeinschaftliches 
Vorgehen in einem be-
stimmten Bereich.

Ausbau der betrieblichen und privaten Zusatz-Altersvorsorge
Die Kommission fordert, dass der ergänzenden Altersvorsorge 
eine größere Rolle als bisher zukommen soll. Um künftig eine 
angemessene Rentenhöhe zu sichern, möchte die Kommission vor 
allem den Rahmen für die betriebliche Altersversorgung „stärken” 
und will hierzu die „Richtlinie zu Einrichtungen der betrieblichen 
Altersversorgung” (IORP-Richtlinie) überarbeiten. Konkret sollen 
die Regelungen der IORP-Richtlinie an die Bestimmungen der 
Solvabilität II-Richtlinie angepasst werden, um „einheitliche Rah-
menbedingungen” für die Anbieter von Leistungen der Alterssiche-
rung sowie ein „Höchstmaß an Sicherheit” zu schaffen.

Solvabilität II-Richtlinie 
(Solvency II)
Die Solvabilität II-Richtlinie 
sieht eine vollständige 
Abdeckung aller Risiken 
durch Eigenkapital und 
Rücklagen des Unterneh-
mens vor. Damit sollen so-
wohl das Finanzmarktrisi-
ko als auch das operatio-
nale Risiko durch bereit-
gestellte Eigenmittel 
abgedeckt werden. Zudem 
werden erhöhte Anforde-
rungen an das Risiko-
management und die 
Transparenz der Ge-
schäftstätigkeit gestellt. 
Die Solvenzkapital-
anforderung geht von 
einem Sicherheitsniveau 
von 99,5 % für das Gesamt-
unternehmen für ein Jahr 
aus.

Dies wird in Deutschland kritisiert, da diese Regelungen einen er-
heblichen zusätzlichen Kapitalbedarf für die betriebliche Altersver-
sorgung bedeuten würden und dies sollte vermieden werden. In 
Deutschland sei die Sicherheit der erworbenen Rentenanwart-
schaften bereits durch die Subsidiärhaftung der Arbeitgeber und 
die gesetzliche Insolvenzsicherung gewährleistet. Ob und inwie-
weit die Überlegungen der Kommission tatsächlich umgesetzt 
werden, ist bislang noch offen.

Pensions- und Rentenaufzeichnungsdienste auf EU-Ebene
Die Kommission schlägt EU-weite „Rentenaufzeichnungsdienste” 
vor. Diese sollen in einem anderen Mitgliedsstaat arbeitende Bür-
ger über den Stand ihrer Rentenansprüche aus gesetzlichen und 
betrieblichen Vorsorgesystemen informieren und ihr künftiges 
Ruhestandseinkommen abbilden. Bereits eine „minimale Harmo-
nisierung der wichtigsten Merkmale” reiche aus, um die nationa-
len Aufzeichnungsdienste zu einem EU-weiten System zusam-
menzuschließen. Diese bürgerfreundliche Maßnahme ist aufgrund 
der Freizügigkeitsregelungen für Beschäftigte in der EU wichtig. 
Die Praxis wird zeigen, ob dies angesichts der unterschiedlichen 
mitgliedsstaatlichen Systeme umgesetzt werden kann.

Mit freundlichen Grüßen 
Die Herausgeber
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Der „Dialog Rente”: 
„Kombirentenmodell” und Zusatzbeiträge

In Summa Summarum 2/2012 wurde der Referentenentwurf 
eines Gesetzes zur Anerkennung der Lebensleistung in der 
Rentenversicherung kurz vorgestellt. Im Folgenden wird auf die 
für die Arbeitgeber besonders interessanten geplanten Neure-
gelungen eingegangen. So soll mit dem „Kombirentenmodell” 
ein flexibleres Arbeiten neben einem Rentenbezug vor Errei-
chen der Regelaltersgrenze möglich werden. Außerdem ist vor-
gesehen, dass Arbeitgeber mit ihren Beschäftigten Vereinba-
rungen über die Zahlung freiwilliger Zusatzbeiträge zur Renten-
versicherung treffen können. Es ist geplant, das Gesetzge-
bungsverfahren im Jahr 2012 abzuschließen.

„Kombirentenmodell” löst „Teilrentenmodell” ab?
Nach derzeitiger Rechtslage hängt es bei Altersrenten vor Errei-
chen der Regelaltersgrenze von der Höhe des neben dem Ren-
tenbezug erzielten Einkommens aus abhängiger oder selbststän-
diger Beschäftigung ab, ob diese als Vollrente oder als Teilrente 
(in Höhe von einem Drittel, der Hälfte oder zwei Dritteln) gezahlt 
werden. Eine Vollrente kann vor Erreichen der Regelaltersgrenze nur 
erhalten, wessen Hinzuverdienst nicht mehr als 400 EUR im Monat 
beträgt. Ein auch nur geringfügiges Überschreiten der Hinzuver-
dienstgrenze führt zur Kürzung der Rente auf die nächstniedrigere 
Teilrentenstufe oder zum Wegfall des Rentenanspruchs. Gegebenen-
falls werden bereits gezahlte Rentenbeträge zurückgefordert.

Regelaltersgrenze
Für Versicherte, die vor 
dem 1. Januar 1947 gebo-
ren sind, stellt die Vollen-
dung des 65. Lebensjahres 
die Regelaltersgrenze dar. 
Bei Versicherten der Ge-
burtsjahrgänge 1947 bis 
1963 liegt die Grenze zwi-
schen 65 und 67 Jahren. 
Versicherte der Geburts-
jahrgänge 1964 und jünger 
erreichen die Regelalters-
grenze mit Vollendung des 
67. Lebensjahres.

Eine individuelle jährliche Hinzuverdienstgrenze
Das „Kombirentenmodell” richtet sich an Personen, die die Alters-
grenze für einen vorgezogenen Rentenbeginn erreicht haben. 
Ihnen soll die Möglichkeit gegeben werden, mit einer reduzierten 
Arbeitszeit flexibel länger als bisher im Erwerbsleben zu verblei-
ben. Bei einem Rentenbezug vor Erreichen der Regelaltersgrenze 
soll ein Gesamteinkommen aus Hinzuverdienst und (Teil-)Rente 
in Höhe des zuletzt versicherten Bruttoverdienstes ermöglicht 
werden. Für jeden Rentenbezieher wird eine individuelle Hinzuver-
dienstgrenze berechnet, wofür das Jahr mit dem höchsten sozial-
versicherungspflichtigen Einkommen aus den letzten 15 Kalender-
jahren herangezogen werden soll.
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Zur Bestimmung der Hinzuverdienstgrenze ist geplant, die im 
maßgebenden Kalenderjahr erworbenen Entgeltpunkte – mindes-
tens aber 0,5 Entgeltpunkte – mit einem Zwölftel des vorläufigen 
Durchschnittsentgeltes zu vervielfältigen. Vom Ergebnis wird der 
Monatsbetrag der Vollrente wegen Alters bei Rentenbeginn abge-
zogen. Die Differenz ergibt die individuelle Hinzuverdienstgrenze.

Die jährliche Betrachtungsweise bei der Berücksichtigung des 
Hinzuverdienstes soll Arbeitgebern und Arbeitnehmern die Mög-
lichkeit geben, eine Teilzeitbeschäftigung neben dem Rentenbezug 
flexibel zu gestalten. Hinzuverdienst und Rente würden – anders 
als im bisherigen Recht – nicht mehr monatlich gegenübergestellt. 
Wenn insgesamt auf das Vorjahreseinkommen abgestellt würde, 
würden monatliche Schwankungen des Hinzuverdienstes besser 
aufgefangen.

„Centgenaue” Anrechnung des Hinzuverdienstes
Übersteigt der Hinzuverdienst die Hinzuverdienstgrenze, soll die 
Rente „centgenau” um den überschreitenden Betrag auf eine Teil-
rente gekürzt werden. Eine stufenweise Kürzung der Rente über 
den Betrag des angerechneten Hinzuverdienstes hinaus, wie beim 
„Teilrentenmodell”, ist nicht mehr vorgesehen. Gegenüber dem 
heutigen Modell wird es im Regelfall möglich sein, neben der Voll-
rente deutlich mehr als 400 EUR monatlich hinzuzuverdienen, ohne 
dass sich die Rentenhöhe mindert. Mit dem geplanten „Kombirenten-
modell” würde es erheblich erleichtert werden, neben einem Ver-
dienst aus abhängiger Beschäftigung oder selbstständiger Tätigkeit 
eine Rente zu beziehen. Rückforderungen werden vermieden.

Die Höhe der Hinzuverdienstgrenze soll jährlich zum 1. Juli 
bestimmt und den Versicherten bekannt gegeben werden. Ent-
sprechend ist vorgesehen, dass Hinzuverdienständerungen wäh-
rend des Rentenbezuges erst vom nächstfolgenden 1. Juli an 
berücksichtigt werden. Nur wenn sich der Hinzuverdienst unter-
jährig erheblich mindert oder wegfällt, wird auf Antrag das gerin-
gere Einkommen berücksichtigt und es kann eine entsprechend 
höhere Rente bezogen werden.

Mit Erreichen der Regelaltersgrenze besteht – wie bereits nach 
bisherigem Recht – eine Hinzuverdienstmöglichkeit in unbegrenz-
ter Höhe.
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Versicherungspflicht und Rentenberechnung
Bezieher einer vorgezogenen Altersvollrente sind in einer ausge-
übten Beschäftigung bisher nicht versicherungspflichtig. Aufgrund 
der geplanten Möglichkeit, künftig ein deutlich höheres Einkom-
men neben einer Altersvollrente erzielen zu können, ist beabsich-
tigt, diese Versicherungsfreiheit aufzuheben. Positiv ist, dass sich 
diese Beiträge rentensteigernd auswirken und eingetretene 
Abschläge gemindert werden können. Wie bisher soll Versiche-
rungsfreiheit nach Ablauf des Monats des Erreichens der Regel-
altersgrenze eintreten, wenn eine Vollrente wegen Alters bezogen 
wird.

Der Referentenentwurf sieht vor, dass Altersrenten jährlich zum 
1. Juli und mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Regelalters-
grenze erreicht wird, um Zuschläge an Entgeltpunkten zu erhöhen 
sind, wenn neben der Altersrente verdient wird. Derartige Erhö-
hungen werden nach geltendem Recht nur beim Wechsel von einer 
Teilrente in eine Vollrente wegen Alters vorgenommen.

Inkrafttreten
Die Bestimmungen zum „Kombirentenmodell” sollen nach dem 
gegenwärtigen Stand zum 1. Juli 2013 in Kraft treten. Versicherte, 
die nach dem derzeitigen Recht eine Teilrente erhalten, unterlie-
gen ab 1. Juli 2013 dem neuen Recht. Übergangsregelungen sind 
nicht vorgesehen.

Freiwillige Zusatzbeiträge
Nach dem Referentenentwurf sollen Arbeitgeber ab dem 1. Januar 
2013 die Möglichkeit erhalten, zusätzliche Rentenversicherungs-
beiträge zugunsten der bei ihnen beschäftigten Arbeitnehmer zu 
zahlen, die damit einen höheren Leistungsanspruch erwerben. 
Arbeitgeber können nach den Vorstellungen des BMAS dieses 
Instrument zur Fachkräftebindung nutzen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer können nach dem Referentenent-
wurf eine Vereinbarung über die Zahlung der Zusatzbeiträge tref-
fen, die auch die Höhe der Beiträge beinhaltet. Die Zusatzbeiträge 
sollen mit dem vollen Beitragssatz aus einem fiktiven zusätzlichen 
Entgelt errechnet werden, das maximal die Hälfte des tatsäch-
lichen Entgelts beträgt. Die Beitragsleistung ist jedoch nach oben 
hin begrenzt: Die Summe aus tatsächlichem und fiktivem Arbeits-
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entgelt darf die Beitragsbemessungsgrenze nicht überschreiten. 
Zur einfachen Abwicklung des Verfahrens soll die Entgeltmeldung 
des Arbeitgebers für den Grundbeitrag auch den Zusatzbeitrag 
umfassen.

Beitragsbemessungs-
grenze
Die Beiträge werden von 
einem Arbeitsentgelt bis 
zur Höhe der für den Ab-
rechnungszeitraum gel-
tenden Beitragsbemes-
sungsgrenze erhoben. Die 
Beitragsbemessungsgren-
ze wird jährlich im Voraus 
für das nächste Kalender-
jahr festgesetzt. Sie be-
trägt 2012 in der Kranken- 
und Pflegeversicherung 
monatlich 3.825 EUR in 
den alten und neuen Bun-
desländern und in der 
Renten- und Arbeitslosen-
versicherung in den alten 
Bundesländern monatlich 
5.600 EUR (knappschaftli-
che Rentenversicherung: 
6.900 EUR) bzw. in den 
neuen Bundesländern 
4.800 EUR (knappschaftli-
che Rentenversicherung: 
5.900 EUR).

Rentenrechtlich sollen für die Zusatzbeiträge Entgeltpunkte 
errechnet werden. Die Zusatzbeiträge wirken sich so auch positiv 
auf die Bewertung der Zurechnungszeit z. B. bei der Erwerbs-
minderungsrente aus. Sie kommen ebenfalls zum Tragen, wenn 
der Leistungsfall der Erwerbsminderung nicht eintritt und später 
eine Altersrente oder eine Hinterbliebenenrente bezogen wird.

Schülerbeschäftigungen und befristete Jobs von 
Schulabgängern

Die Sommerferien stehen bevor. Ideal für Schüler und Schulab-
gänger, um mit einem Ferienjob das Taschengeld aufzubessern 
und gleichzeitig Einblick in die Berufswelt zu erhalten. Für Un-
ternehmen sind Schüler und Schulabgänger als flexible Aus-
hilfskräfte insbesondere in der Ferienzeit sehr beliebt. Sie ver-
treten während der Urlaubszeit Teile der Stammbelegschaft 
oder decken einen zusätzlichen saisonalen Bedarf ab. Durch die 
regelmäßig bestehende Sozialversicherungsfreiheit verur-
sachen diese Aushilfskräfte zudem weniger Personalkosten. 
Nachfolgend werden die maßgebenden Regelungen für die 
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von beschäftigten 
Schülern und befristet beschäftigten Schulabgängern dar-
gestellt.

Beschäftigung von Schülern
Schüler allgemeinbildender Schulen, die in den Ferien oder wäh-
rend des Schulbesuchs beschäftigt sind, unterliegen grundsätzlich 
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungspflicht. Regelmäßig 
sind diese Beschäftigungen allerdings dann doch versicherungsfrei, 
weil sie geringfügig entlohnt oder kurzfristig sind. In der Arbeits-
losenversicherung sind Schüler allgemeinbildender Schulen auf-
grund einer Sonderregelung grundsätzlich versicherungsfrei (§ 27 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB III). Dies gilt ausnahmsweise nicht, wenn der 
Schulbesuch außerhalb der üblichen Schulzeit erfolgt (§ 27 Abs. 4 
Satz 2 SGB III), so z. B. bei Besuch eines Abendgymnasiums.

Allgemeinbildende 
Schulen
Allgemeinbildende Schu-
len sind Grund- und 
Hauptschulen, Realschu-
len, Gymnasien, integrierte 
Gesamtschulen und ande-
re gleichwertige Schulen, 
die zu einem entsprechen-
den staatlich anerkannten 
Schulabschluss führen.
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400-Euro-Minijob
Geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind versicherungsfrei. 
Arbeitgeber haben für Schüler in einer geringfügig entlohnten 
Dauerbeschäftigung pauschale Rentenversicherungsbeiträge in 
Höhe von 15 % zu zahlen. In der Krankenversicherung fällt für den 
Arbeitgeber ein Beitrag in Höhe von 13 % an, sofern der Schüler 
(z. B. im Rahmen einer Familienversicherung) gesetzlich kranken-
versichert ist. Bei privat krankenversicherten Schülern entfällt die-
ser Pauschalbeitrag. Eine Besonderheit gilt für geringfügig ent-
lohnte Schülerbeschäftigungen in Privathaushalten. Dort sind 
Pauschalbeiträge von je 5 % zur Renten- und ggf. zur Krankenver-
sicherung zu zahlen.

Geringfügig entlohnte 
Beschäftigung
Eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung liegt nach 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, 
wenn das Arbeitsentgelt 
regelmäßig 400 EUR im 
Monat nicht übersteigt 
(sog. Minijob).

Mehr als geringfügig entlohnt ausgeübte Beschäftigung als 
Ferienjob
Schüler, die während der Schulzeit einer geringfügig entlohnten 
Dauerbeschäftigung nachgehen und diese in den Sommerferien 
ausweiten und mit einem Verdienst von mehr als 400 EUR monat-
lich ausüben, können auch in den Ferien versicherungsfrei 
beschäftigt sein. Voraussetzung ist, dass das regelmäßige monat-
liche Arbeitsentgelt vorausschauend im Durchschnitt einer Jah-
resbetrachtung 400 EUR pro Monat nicht übersteigt. Das Arbeits-
entgelt darf nicht mehr als 4.800 EUR im Jahr betragen (12 Monate 
× 400 EUR).

Beispiel
Ein Schüler übt seit dem 1. Januar 2012 eine geringfügig entlohnte Dauer-
beschäftigung als Aushilfsverkäufer für 320 EUR monatlich aus. In den 
sechswöchigen Sommerferien jobbt er als Urlaubsvertretung beim selben 
Arbeitgeber für 600 EUR monatlich.
Da der Schüler im vom Arbeitgeber gewählten Jahreszeitraum vom 1. Ja-
nuar bis 31. Dezember 2012 insgesamt nicht mehr als 4.800 EUR verdient, 
bleibt seine Beschäftigung auch in den Sommerferien versicherungsfrei.

In einem weiteren Sonderfall kann, auch wenn die o.g. Arbeitsent-
geltgrenze von 4.800 EUR in dem vom Arbeitgeber gewählten Jah-
reszeitraum überschritten wird, Versicherungsfreiheit bestehen. 
Voraussetzung ist dann, dass es sich dabei um ein gelegentliches 
und nicht vorhersehbares Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze 
von 400 EUR monatlich handelt. Als gelegentlich ist ein Zeitraum 
von 2 Monaten innerhalb eines Zeitjahres anzusehen (z. B. die 
sechswöchigen Sommerferien). Als nicht vorhersehbares Ereignis 
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wird dabei Mehrarbeit z. B. aufgrund eines Krankheitsfalles, nicht 
jedoch infolge einer Urlaubsvertretung, angesehen.

Beispiel
Ein in der Krankenversicherung familienversicherter Gymnasiast jobbt seit 
dem 1. Januar 2012 als Lagerarbeiter für 400 EUR monatlich. Kurz vor Be-
ginn der Sommerferien entsteht ein großer Wasserschaden im Lager des 
Arbeitgebers. In den sechswöchigen Sommerferien übernimmt der Schü-
ler die umfangreichen Aufräumarbeiten im Lager und erhält dafür monat-
lich 1.400 EUR.
Aufgrund der Mehrarbeit übersteigt das regelmäßige monatliche Arbeitsent-
gelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (1. Januar bis 31. Dezember) 
400 EUR. Dennoch bleibt die Beschäftigung des Schülers auch in den Som-
merferien weiterhin versicherungsfrei. Es handelt sich um ein gelegentliches 
und nicht vorhersehbares Überschreiten der Arbeitsentgeltgrenze.
Der Arbeitgeber zahlt – auch während der Sommerferien – durchgehend 
Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung.

Kurzfristige Aushilfsbeschäftigung
Aushilfsbeschäftigungen von Schülern, die ausschließlich in den 
sechswöchigen Sommerferien erfolgen, sind als kurzfristige Be-
schäftigungen in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung ver-
sicherungsfrei. Sie werden im Laufe eines Kalenderjahres weniger 
als 2 Monate oder 50 Arbeitstage ausgeübt. Pauschalbeiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung fallen unabhängig von der Höhe 
des gezahlten Arbeitsentgelts nicht an.

Kurzfristige 
Beschäftigung
Eine kurzfristige Beschäf-
tigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 
SGB IV liegt vor, wenn die-
se innerhalb eines Kalen-
derjahres auf längstens 
2 Monate/60 Kalendertage 
oder insgesamt 50 Arbeits-
tage nach ihrer Eigenart 
begrenzt zu sein pflegt 
oder im Voraus begrenzt 
ist, es sei denn, dass die 
Beschäftigung berufsmä-
ßig oder im Rahmen einer 
Dauerbeschäftigung aus-
geübt wird und ihr Entgelt 
400 EUR im Monat über-
steigt.

Mehrere kurzfristige Aushilfsbeschäftigungen im Kalenderjahr
Schüler, die im Laufe eines Kalenderjahres mehr als 2 Monate 
oder 50 Arbeitstage jobben, sind versicherungspflichtig in der 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Bereits zuvor im 
Kalenderjahr ausgeübte (Ferien-) Jobs können dazu führen, dass 
eine Beschäftigung in späteren Ferien zur Versicherungspflicht 
führt. Bei Beginn jeder einzelnen Beschäftigung ist daher zu prü-
fen, ob diese zusammen mit den im laufenden Kalenderjahr 
bereits ausgeübten die maßgebliche Grenze überschreitet. Die 
Zeiten mehrerer nacheinander ausgeübten kurzfristigen Beschäf-
tigungen sind im aktuellen Kalenderjahr zusammenzurechnen. 
Dies erfolgt unabhängig davon, ob sie geringfügig entlohnt oder 
mehr als geringfügig entlohnt sind.

Zusammenrechnung 
mehrerer kurzfristiger 
Beschäftigungen
Bei einer Zusammenrech-
nung von mehreren Be-
schäftigungszeiten treten 
an die Stelle des Zweimo-
natszeitraums 60 Kalen-
dertage, es sei denn, die 
einzelnen Beschäftigungen 
dauern jeweils volle Kalen-
dermonate. Treffen Be-
schäftigungen von mindes-
tens 5 Tagen in der Woche 
mit solchen von weniger 
als 5 Tagen in der Woche 
zusammen, ist einheitlich 
von dem Zeitraum von 50 
Arbeitstagen auszugehen.
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Keine Rolle spielt dabei, ob die Beschäftigungen beim selben oder 
bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeübt werden. Wird die Zeit-
grenze von 60 Kalendertagen bzw. 50 Arbeitstagen durch die Addi-
tion der einzelnen Ferienjobs überschritten, besteht von Beginn 
des aktuell zu beurteilenden Ferienjobs an Versicherungspflicht in 
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Eine Ausnahme 
gilt nur, wenn es sich um eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
handelt.

Beispiel
Ein Schüler einer allgemeinbildenden Schule jobbt in den Sommerferien 
vom 20. Juni bis 31. Juli 2012 an 6 Tagen pro Woche als Aushilfskellner 
(Urlaubsvertretung) für 60 EUR pro Tag. Bereits in den vorangegangenen 
Winter- und Osterferien hatte er 6 Tage in der Woche für täglich 60 EUR 
eine Beschäftigung als Aushilfskellner ausgeübt.
Bei der Prüfung, ob der Zeitraum von 2 Monaten (hier: 60 Kalendertagen) 
überschritten wird, sind alle bisherigen kurzfristigen Ferienjobs aus 2012 
und der nun anstehende Ferienjob zusammenzurechnen.
Ferienjobs Anzahl der Kalendertage
Winterferien: 30. Januar bis 5. Februar 7
Osterferien: 2. bis 15. April 14
Sommerferien: 20. Juni bis 31. Juli 42
Gesamt 63
Die Beschäftigung in den Sommerferien ist keine kurzfristige Beschäfti-
gung, weil bereits zu ihrem Beginn feststeht, dass sie zusammen mit den 
bisher im laufenden Kalenderjahr ausgeübten Beschäftigungen die Gren-
ze von 60 Kalendertagen überschreitet. Sie ist auch keine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung, weil das monatliche Arbeitsentgelt mehr als 
400 EUR beträgt. Daher liegt Versicherungspflicht in der Kranken-, Pfle-
ge- und Rentenversicherung vor. In der Arbeitslosenversicherung besteht 
Versicherungsfreiheit.
Achtung: Sofern bereits bei Aufnahme der ersten Beschäftigung (am 30. 
Januar 2012) auch die gesamten folgenden Beschäftigungszeiten fest-
stehen, sind alle Beschäftigungen in der Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung versicherungspflichtig und versicherungsfrei in der 
Arbeitslosenversicherung.

Ende des Schülerstatus
Die Schülereigenschaft endet mit dem Bestehen der Abschluss-
prüfung oder, wenn eine solche nicht vorgesehen ist, mit der tat-
sächlichen planmäßigen Beendigung des Ausbildungsabschnitts. 
Wird ein Prüfungs- oder Abschlusszeugnis erstellt, ergibt sich da-
raus das Datum für das Ende der Schulzeit. Außerdem endet die 
Eigenschaft als Schüler mit dem Abbruch der Schulausbildung. Mit 
dem Ende der Schülereigenschaft kann auch die Regelung zur 
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Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung von Schü-
lern allgemeinbildender Schulen nicht mehr angewendet werden.

Befristete Beschäftigung von Schulabgängern
Schulabgänger üben vor dem Eintritt in ihren nächsten Lebens-
abschnitt häufig eine befristete Beschäftigung aus. Sozialversiche-
rungsrechtlich werden sie nicht mehr als Schüler, sondern – nun 
auch in der Arbeitslosenversicherung – wie „normale” Arbeit-
nehmer beurteilt. Eine kurzfristige Beschäftigung bis zu 2 Monaten 
oder 50 Arbeitstagen eines Schulabgängers ist versicherungsfrei, 
es sei denn, sie wird berufsmäßig ausgeübt und ein Arbeitsentgelt 
von über 400 EUR monatlich erzielt.

Nicht berufsmäßig (gelegentliche) Beschäftigung
Gelegentlich ausgeübte Beschäftigungen sind von untergeordneter 
wirtschaftlicher Bedeutung und daher nicht als berufsmäßig anzu-
sehen. Dazu zählen Beschäftigungen zwischen Schulabschluss 
und beabsichtigter Fachschulausbildung oder beabsichtigtem 
klassischem Fach- oder Hochschulstudium.

Berufsmäßige Beschäftigungen
Nicht nur gelegentlich ausgeübte Beschäftigungen sind wirt-
schaftlich bedeutend und gelten daher als berufsmäßig. Dazu 
gehören befristete Beschäftigungen vor Aufnahme einer ersten 
Dauerbeschäftigung, eines Ausbildungsverhältnisses, eines versi-
cherungsfreien Dienstverhältnisses als Beamter auf Widerruf, als 
Soldat auf Zeit oder Berufssoldat oder eines dualen Studiums.Teilnehmer an dualen 

Studiengängen
Teilnehmer an dualen Stu-
diengängen unterliegen als 
zur Berufsausbildung Be-
schäftigte der Versiche-
rungspflicht in der Kran-
ken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung 
(§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB III, 
§ 5 Abs. 4a Satz 2 SGB V, 
§ 1 Satz 5 SGB VI).

Als berufsmäßig angesehen werden auch Beschäftigungen zwi-
schen Schulende und der Teilnahme an einem freiwilligen sozialen 
oder ökologischen Jahr, am Bundesfreiwilligendienst oder am frei-
willigen Wehrdienst, am entwicklungspolitischen Freiwilligen-
dienst „WELTWÄRTS” oder am Incoming-Freiwilligendienst. Dies 
gilt auch dann, wenn anschließend nach Ende des Freiwilligen-
dienstes eine Fachschulausbildung oder ein Fach- oder Hoch-
schulstudium beabsichtigt ist.
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Illegale Beschäftigung in der Sozialversicherung

Die Bekämpfung von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit 
bildet einen Schwerpunkt der Maßnahmen gegen Wirtschafts-
kriminalität. Für den Bereich der Sozialversicherung hat der 
Gesetzgeber mit der sogenannten Nettolohnfiktion im Ergebnis 
eine Sanktionsmaßnahme geschaffen, mit der sich das Bundes-
sozialgericht in einer Entscheidung vom 9. November 2011 
(B 12 R 18/09 R) zu befassen hatte.

Nettolohnfiktion
Sozialversicherungsbeiträge werden aus dem Bruttoarbeitsentgelt 
berechnet. Sogenannte Nettolohnvereinbarungen haben zur Folge, 
dass das für die Beitragsbemessung notwendige Bruttoarbeitsent-
gelt aus dem gezahlten Entgelt „hochgerechnet” wird. Die errech-
nete Bemessungsgrundlage umfasst neben dem gezahlten Entgelt 
auch den Gesamtsozialversicherungsbeitrag sowie die Lohnsteuer, 
den Solidaritätszuschlag und eventuell die Kirchensteuer. Ein Net-
toarbeitsentgelt gilt nach § 14 Abs. 2 Satz 2 SGB IV als vereinbart, 
wenn bei illegalen Beschäftigungsverhältnissen Steuern und Bei-
träge zur Sozialversicherung und zur Arbeitsförderung nicht ge-
zahlt werden (sog. Nettolohnfiktion).

Das BSG-Urteil vom 9. November 2011
Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass die Nettolohnfik-
tion nur anzuwenden ist, wenn der Arbeitgeber vorsätzlich gegen 
die zentralen Arbeitgeberpflichten verstoßen und deswegen auch 
die fälligen Gesamtsozialversicherungsbeiträge bewusst nicht 
abgeführt hat. Dabei ist ein bedingter Vorsatz für diese Vorgehens-
weise ausreichend. Dieser liegt nicht vor bei einer einfachen Fehl-
beurteilung oder einem schlichten Abrechnungsfehler des Arbeit-
gebers. In diesen Fällen unterliegt daher nur das vereinbarte 
Arbeitsentgelt der Beitragspflicht, die Nettolohnfiktion findet keine 
Anwendung.

Beitragsvorenthaltung
Bedingter Vorsatz liegt nach der ständigen Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichtes vor, wenn der Arbeitgeber die Beitrags-
pflicht für möglich gehalten, es aber billigend in Kauf genommen 
hat, dass die fälligen Beiträge nicht abgeführt werden. Der 
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bedingte Vorsatz ist damit eine abgeschwächte Unterform des Vor-
satzes.

Der (bedingte) Vorsatz muss anhand der konkreten Umstände des 
Einzelfalles und bezogen auf den betreffenden Beitragsschuldner 
durch Sachverhaltsaufklärung individuell ermittelt werden (BSG, 
Urteil v. 30.3.2000, B 12 KR 14/99 R).

Zusammenfassung
Von einem Verstoß gegen die zentralen Arbeitgeberpflichten in der 
Sozialversicherung, verbunden mit einer vorsätzlichen Beitrags-
vorenthaltung, ist regelmäßig in nachfolgenden Fallgestaltungen 
auszugehen: 

→ Schwarzarbeit und Schwarzlohnzahlung,
→ Sozialleistungsmissbrauch,
→ illegale Ausländerbeschäftigung,
→ Sozialdumping nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz und
→ illegale Arbeitnehmerüberlassung.

Daneben wird die Nettolohnfiktion allerdings auch dann ange-
wandt, wenn 

→ ein Arbeitgeber einen maßgeblichen Bescheid eines Sozialver-
sicherungsträgers unbeachtet gelassen hat,

→ derselbe Sachverhalt bereits in einer früheren Arbeitgeber-
prüfung eines Sozialversicherungsträgers oder einer Außen-
prüfung der Finanzbehörden gegenüber dem Arbeitgeber fest-
gestellt und beanstandet worden ist oder

→ gleichartige Sachverhalte im Betrieb versicherungs- oder bei-
tragsrechtlich grundlos unterschiedlich behandelt wurden.
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Versicherungsrechtliche Beurteilung von 
Amateursportlern

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben in 
ihrer Besprechung am 23./24. November 2011 Fragen zur 
sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung von Amateursport-
lern erörtert. Nachfolgend werden die Ergebnisse zusammen-
fassend dargestellt.

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung stehen Amateur-
sportler nicht in einem sozialversicherungsrechtlich relevanten 
Beschäftigungsverhältnis, wenn sie ausschließlich aufgrund mit-
gliedschaftsrechtlicher Bindungen zum Sportverein ihre Vereins-
pflichten erfüllen. Davon ist auszugehen, wenn die Amateursport-
ler hierfür keine wirtschaftliche Gegenleistung erhalten. Ob es sich 
bei (ggf. auch pauschal) gewährten Leistungen zum Ersatz von 
Aufwendungen, zur sportlichen Motivation oder zur Bindung an 
den Sportverein um eine entsprechende wirtschaftliche Gegenleis-
tung handelt und der Sport demnach über den reinen Selbstzweck 
hinaus aus wirtschaftlichen Gründen ausgeübt wird, hängt von den 
Umständen im Einzelfall und der Höhe der Leistung ab. Dabei ist 
unerheblich, wie die Leistung bezeichnet wird. Denn die rechtliche 
Qualifizierung einer Tätigkeit erfolgt nicht aufgrund der Benen-
nung der Leistung, sondern durch den mit ihr verfolgten Zweck.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung verständigten sich 
die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Feststellung 
einer sozialversicherungsrechtlich relevanten Beschäftigung von 
Amateuren im Sport auf folgende Abgrenzungsregelungen:

Vertragsamateure
Bei Amateuren, deren Rechte und Pflichten in einem Vertrag 
schriftlich festgelegt sind, wird grundsätzlich ein sozialversiche-
rungsrechtliches Beschäftigungsverhältnis unterstellt, das nach 
Maßgabe der Regelungen der einzelnen Zweige der Sozialver-
sicherung zur Versicherungspflicht führt.
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Amateursportler ohne Vertragsvereinbarung
Für Amateursportler ohne gesonderte schriftliche Vertragsver-
einbarung, die allein aufgrund ihrer mitgliedschaftsrechtlichen 
Bindung tätig werden, wird folgende widerlegbare Vermutung 
zugrunde gelegt: Bei Zahlungen bis zur Höhe von 175 EUR im 
Monat wird keine wirtschaftliche Gegenleistung erbracht und 
damit keine sozialversicherungsrechtlich relevante Beschäftigung 
ausgeübt. Bei der Beurteilung der Vergütungshöhe sind Prämien 
für besondere Leistungserfolge nach Möglichkeit mit einzubezie-
hen. Wird der Grenzbetrag überschritten und infolgedessen ein 
Beschäftigungsverhältnis begründet, gilt nicht nur der den Wert 
von 175 EUR im Monat übersteigende Teil als Arbeitsentgelt, son-
dern der gesamte Betrag der Leistung bzw. Zuwendung.

Wird aus besonderen Gründen (z. B. Transportkosten für notwendi-
ges Sportgerät) ein höherer tatsächlicher Aufwand erstattet, ist 
dies zu belegen. Denn im begründeten Einzelfall kann trotz monat-
licher Zahlung über 175 EUR eine sozialversicherungsrechtlich 
relevante Beschäftigung verneint werden.

Dagegen kann auch bei nachweislich niedrigeren Aufwänden bei 
einer monatlichen Zahlung bis zu 175 EUR eine sozialversiche-
rungsrechtlich relevante Beschäftigung bestehen, wenn die Ver-
gütung nicht lediglich zur sportlichen Motivation oder zur Vereins-
bindung gewährt wird. Die Amateursportler sind dann regelmäßig 
als versicherungsfreie geringfügig entlohnte Beschäftigte anzu-
sehen und bei der Minijob-Zentrale anzumelden.
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Rentenanpassung zum 1. Juli 2012

Zum 1. Juli 2012 werden die Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung turnusmäßig angepasst. Mit einer Anhebung 
der Bezüge um 2,2 % West und 2,3 % Ost wird damit nach 2009 
erstmals wieder die 2-%-Marke überschritten.

Die Rentenanpassung folgt der Entwicklung der Löhne, dem Auf-
wand der Beitragszahler für die Alterssicherung und der demogra-
fischen Entwicklung. Um die Höhe der Rentenanpassung zu 
bestimmen, werden Kennzahlen für diese 3 Faktoren (siehe Kas-
ten) miteinander multipliziert.

Die Faktoren der Rentenanpassung 2012
Der Lohnfaktor berücksichtigt die Anhebung der Löhne in Ost und West. 
Er beträgt 1,0295 (+2,95 %) im Westen und 1,0228 (+2,28 %) im Osten.
Der Beitragssatzfaktor berücksichtigt den Aufwand der Beitragszahler 
für die Alterssicherung (staatlich und privat). Er beträgt in West und Ost 
einheitlich 0,9935 (–0,65 %).
Der Nachhaltigkeitsfaktor berücksichtigt die Veränderung des Zahlenver-
hältnisses von Rentnern zu Beitragszahlern. Er ist in diesem Jahr mit ein-
heitlich 1,0209 (+2,09 %) größer als Eins, erhöht also die Rentenanpassung.

Der als Rentenanpassung ermittelte Wert wird anschließend hal-
biert. Damit werden die in den vergangenen Jahren aufgrund der 
Rentengarantie unterbliebenen Rentenkürzungen ausgeglichen. 
Für die Renten (West) verbleibt anschließend noch ein Ausgleichs-
bedarf von 0,71 %.

Bei den Renten (Ost) wird diese Minderung auf den noch offenen 
Rest-Ausgleichsbedarf von 1,43 % begrenzt. Mit der Rentenanpas-
sung zum 1. Juli 2012 ist der Ausgleichsbedarf dann vollständig 
abgebaut.

Der aktuelle Rentenwert erhöht sich für West-Entgeltpunkte von 
27,47 EUR auf 28,07 EUR und für Ost-Entgeltpunkte von 24,37 EUR 
auf 24,92 EUR.
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